
 
Anlage 1 

 
Grundsätze für die Erstellung von Schulgutachten 

zu Anträgen auf Nachteilsausgleich 
 
Damit die Schulen, von denen Gutachten zu Anträgen auf Nachteilsausgleich bei der Auswahl nach 
dem Grad der Qualifikation erbeten werden, nach vergleichbaren Maßstäben vorgehen, sollen fol-
gende Grundsätze bei der Erstellung solcher Gutachten beachtet werden: 
 
1. Die Entscheidung darüber, ob sich die Schule, an der die Hochschulzugangsberechtigung erwor-

ben worden ist, gutachtlich zu einem Antrag auf Nachteilsausgleich bei der Auswahl nach dem 
Grad der Qualifikation äußert, trifft die Leitung der Schule nach pflichtgemäßem Ermessen. Die 
Schule kann die Erstellung eines Gutachtens ablehnen; sie wird es insbesondere dann verwei-
gern, wenn die für das Gutachten notwendigen Feststellungen wegen fehlender Kenntnisse über 
die zu begutachtende Person (z. B. zu kurze Dauer der Zugehörigkeit zur Schule) nicht erfolgen 
können. 
 

2. Das von der Schulleitung zu unterzeichnende Schulgutachten muss enthalten: 
 

a) Eine kurze Beschreibung der Schullaufbahn der Schülerin oder des Schülers; 
 

b) die Angabe der für eine etwaige Leistungsbeeinträchtigung maßgeblichen, nicht selbst zu 
vertretenden Umstände nach Art und Dauer; dabei muss sich die Schule auf nachgewie-
sene Tatsachen beschränken; 
 

c) die Angabe der erkennbaren und glaubhaft gemachten Auswirkungen jener Umstände auf 
die Leistungen in den einzelnen Unterrichtsfächern nach dem Urteil der jeweiligen Fach-
lehrkräfte; 
 

d) eine Klausel, wonach das Gutachten nur für die Vorlage an der Hochschule für die Bewer-
bung um einen Studienplatz bestimmt ist und nur für diesen Zweck verwendet werden 
darf; 
 

e) Dienstsiegel. 
 

3. Wenn die Schule davon überzeugt ist, dass die geltend gemachten (nicht selbst zu vertreten-
den) besonderen Umstände zu einer Beeinträchtigung der schulischen Leistungen geführt ha-
ben, so muss unter Berücksichtigung der langjährigen Gesamtentwicklung der Leistungen für 
jedes in Betracht kommende Unterrichtsfach glaubhaft festgestellt werden, welche bessere Note 
bzw. höhere Punktzahl ohne jene Beeinträchtigung zu erwarten gewesen wäre. Die sich hieraus 
für die Hochschulzugangsberechtigung ergebende bessere Durchschnittsnote bzw. höhere Ge-
samtpunktzahl ist anzugeben. 
 

4. Auf allgemeine Erfahrungstatsachen kann ein Gutachten nur bei der Bescheinigung von gering-
fügigen Leistungsdifferenzen gestützt werden. Die Anforderungen an die schlüssige Darstellung 
der Wirkungszusammenhänge müssen mit der bescheinigten Noten- bzw. Punktzahlbandbreite 
steigen. 
 

5. Soweit im Einzelfall notwendig und möglich, kann eine an der Schule tätige oder für die Schule 
zuständige Schulpsychologin oder ein entsprechender Schulpsychologe bei der Erstellung des 
Gutachtens zugezogen werden. 

 
(Quelle: Stiftung für Hochschulzulassung) 


